
Antrag auf Erteilung einer Erlaubnis nach § 27 Abs. 1 WaffG 
 

Ich beantrage die Erteilung einer Erlaubnis nach § 27 Abs. 1 WaffG zur 

 

☐ Errichtung und Benutzung einer Schießstätte 

☐ Änderung in der Beschaffenheit einer Schießstätte 

☐ Änderung in der Art der Nutzung einer Schießstätte 

☐ Folgeantrag 

 
Angaben zum Antragssteller/-in 
 

☐juristische Person ☐natürliche Person  

 

Verein:___________________________________________________________________________ 

vertreten durch: ☐ die (den) Vorsitzende(n)  
 

Bei mehreren Vertretungsberechtigten sind die Angaben zur Person für jede Person auszufüllen! 

 
Name  Geb.-Datum 

Vorname 
 

PLZ/Wohnort Straße, Hausnummer Telefon 

 
Persönliche Eignung (§ 6 WaffG) 
 

Körperliche und geistige Mängel habe ich bzw. hatte ich  ☐ keine 

                     ☐ folgende __________________________ 

Ich bin voll geschäftsfähig: ☐Ja ☐Nein 
 

Erforderliche Zuverlässigkeit (§ 5 WaffG) 
Ist ein Strafverfahren anhängig?       ☐ Ja ☐ Nein 

Ist ein Bußgeldverfahren wegen Verstößen im Zusammenhang mit dem   ☐ Ja ☐ Nein 

Umgang mit Waffen, Munition oder Sprengstoff anhängig? 
 

Es besteht bzw. bestand in den letzten zehn Jahren eine Mitgliedschaft in einer verfassungswidrigen 
Partei, in einem verbotenen Verein oder in einer Vereinigung, die gegen die verfassungsmäßige Ord-

nung oder gegen den Gedanken der Völkerverständigung, insbesondere gegen das friedliche Zu-

sammenleben der Völker, gerichtet ist? 
 

☐ Ja  ☐ Nein 

 

Angaben zur Schießstätte 
 

Anschrift/Standort der Schießstätte: ___________________________________________________ 

Bezeichnung der Schießanlage      : ___________________________________________________ 
          

Die allgemeine Beschreibung der Schießstätte ergibt sich aus dem beigefügten Sachverständigengutachten 

 
Angaben über die ggf. beabsichtigte Änderung der Schießstätte 

 
- in der Beschaffenheit: _________________________________________________________ 

              _________________________________________________________

              _________________________________________________________ 
                

- in der Art der Nutzung:_________________________________________________________
                        _________________________________________________________ 

                                    _________________________________________________________ 



Verantwortliche(r) Aufsichtsperson(en) mit Nachweis der Sachkunde (§ 7 WaffG i.V.m. 
§ 10 AWaffV) 
(erforderlich ist hier mindestens eine Person!) 
 

☐ wie Antragssteller ☐ wird folgende Person bestellt: 
 

Name  Datum 

Vorname 
 

PLZ/Wohnort Straße, Hausnummer Telefon 

Name  Datum 

Vorname 
 

PLZ/Wohnort Straße, Hausnummer Telefon 

  
 

Mir/Uns ist bekannt, dass falsch gemachte Angaben zur Versagung der beantragten Erlaubnis oder zum Widerruf 
der bereits erteilten Erlaubnis führen können. 

Mir ist bekannt, dass bau-, -immissions, - sprengstoffrechtliche Genehmigungen etc. von dieser Er-

laubnis nicht umfasst sind und ggf. gesondert zu beantragen sind. Durch meine Unterschrift bestätige 
ich die Vollständigkeit und Richtigkeit der von mir in diesem Antrag gemachten Angaben. 

 
Es wird hiermit um Erteilung der Erlaubnis zur Durchführung der geplanten Veranstaltung gebeten. 

 
Ich bitte, die Erlaubnis zu übersenden an: 

Name, Vorname 

Wohnort, Straße, Hausnummer 

 
Die o.g. Person wird nach § 79 LVwG bevollmächtigt. Die Entscheidung ist gegenüber der benannten 
Person bekanntzugeben. 
 

 

_________________   ____________________________________________________ 
Ort, Datum      Unterschrift der Antragstellerin/des Antragstellers 

 

Dem Antrag sind folgende Unterlagen beizufügen: 

- Nachweis über eine Versicherung gegen Haftpflicht für aus dem Betrieb der Schießstätte re-

sultierende Schädigungen in Höhe von mindestens 1 Million € - pauschal für Personen und 

Sachschäden – sowie gegen Unfall für aus dem Betrieb der Schießstätte resultierende Schä-

digungen von bei der Organisation des Schießbetriebs mitwirkenden Personen in Höhe von 

mindestens 10.000 € für den Todesfall und mindestens 100.000 € für den Invaliditätsfall  

- Sicherheitstechnisches Gutachten / Abnahmeprotokoll eines anerkannten Schießstandsach-

verständigen 

- Satzung des Vereins, Vereins- bzw. Handelsregisterauszug 

 
 



Erklärung der verantwortlichen Person (Aufsichtsperson) gemäß § 
10 Abs. 2 Satz 3 WaffG 

 
Der oben genannte Verein hat mich als verantwortliche Person für das Betreiben der oben 
genannten Schießstätte benannt. Meine diesbezüglichen Pflichten, die sich insbesondere 
aus § 27 WaffG i. V. m. Abschnitt 4 „Benutzung von Schießstätten“ der AWaffV und den 
Schießstandrichtlinien des Bundesministerium des Innern ergeben, sind mir bekannt.  
 
Mir ist bekannt, dass die zuständige Behörde im Rahmen dieser Benennung meine Zuver-
lässigkeit und persönliche Eignung prüft. Im Rahmen dieser Prüfung wird eine unbeschränk-
te Auskunft aus dem Bundeszentralregister eingeholt, die auch Eintragungen (insbesondere 
Strafen) enthalten kann, die in einem Führungszeugnis nicht aufgeführt werden. Außerdem 
werden eine unbeschränkte Auskunft aus dem Erziehungsregister, eine Auskunft aus dem 
zentralen staatsanwaltschaftlichen Verfahrensregister und dem Einwohnermelderegister der 
Wohngemeinde sowie eine Stellungnahme der örtlichen Polizeidienststelle eingeholt. 
 
Ich bin damit einverstanden, dass die zuständige Behörde dem oben genannten Verein Mit-
teilung von Tatsachen macht, die die Annahme rechtfertigen, dass ich die erforderliche Zu-
verlässigkeit und persönliche Eignung nicht besitze, Ich habe jederzeit die Möglichkeit, diese 
Erklärung der zuständigen Behörden gegenüber schriftlich zu widerrufen. Vom Zeitpunkt des 
Eingangs dieser Erklärung an wird von der zuständigen Behörde von der o. a. Einverständ-
niserklärung kein Gebrauch mehr gemacht. Dem Verein wird in diesem Fall von der zustän-
digen Behörde nur mitgeteilt, dass die Erklärung widerrufen wurde. 
 
 
Durch meine Unterschrift bestätige ich die Vollständigkeit und Richtigkeit der von mir in diesem gemachten Anha-
ben. 
 
 
__________________        ______________________ 
Ort, Datum         Unterschrift (Aufsicht) 
 
 
__________________        ______________________ 
Ort, Datum         Unterschrift (Aufsicht) 
 
 
__________________        ______________________ 
Ort, Datum         Unterschrift (Aufsicht) 
 
 
__________________        ______________________ 
Ort, Datum         Unterschrift (Aufsicht) 
 
 
__________________        ______________________ 
Ort, Datum         Unterschrift (Aufsicht) 
 

Datenschutzhinweise nach Art. 13 DSGVO 

Verantwortlich für die Datenverarbeitung ist der Kreis Ostholstein, Der Landrat, Fachdienst Bauord-

nung, Lübecker Str. 41, 23701 Eutin, E-Mail: info@kreis-oh.de, Tel.: 04521-788-0. Den behördlichen 
Datenschutzbeauftragten erreichen Sie unter der Anschrift 23701 Eutin, Lübecker Str. 41, E-Mail: 

BDSB@kreis-oh.de. Die von Ihnen erhobenen Daten werden verwendet, um das von ihnen beantrag-
te bauaufsichtliche Zulassungsverfahren durchführen zu können. Rechtsgrundlagen sind § 3 I LDSG i. 

V. m.  § 43 WaffG. Eine Weitergabe Ihrer Daten erfolgt nach § 43 WaffG und zwar an Waffenbehör-

den, Polizeidienststellen, Registerbehörden und örtliche Ordnungsbehörden sowie ggf. an Sachver-
ständige. 
Weitergehende datenschutzrechtliche Hinweise finden Sie unter dem Link www.kreis-
ostholstein.de/Datenschutz oder erhalten Sie von Ihrem/Ihrer für Sie zuständigen Sachbearbeiter/in. 
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